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Gesetz: KO §§ 19, 21, 26, 59; BGB § 281.

Rechtssatz: Wenn der Konkursverwalter ein Hietverhdltnis
cem8B § 19 KO dem Vermieter kiindigt oder es
durch Vereinbarung mit dem Vermieter vorzeitig
aufhebt und dadurch die Fortsetzung eines von
dem Gemeinschuldner eingegangenen Untermiet-
verhaltnisses ‘unmoglich macht, so ist eine
dieserhalb dem Untermieter gegen die Konkurs-
masse zustehende Schadensersatzforderung keine
Masseschuld im Sinne des § 59 KO, sondern eine
einfache Konkursforderung (Bestdtigung von RGZ
67, 372). Anstelle einer solchen Schadensersatz-
forderung kann der Untermieter in diesem Falle
keine Anspriiche auf Grund von § 281 BGB erheben.

Aktenzeichen: V ZR 22/54 . I. I& Berlin (- Charlottenburg)
rteil des BGH vom 15.April 1955 1II. Kammergericht
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Verkundetv
am 15, April 1955

Hoffmeister. Just.ing.
als Urkundsbeamter der

Gegchéftsstelle

T m Namen des Volkes

In dem Rechtsstrelt

1. der offenen Handelsgesellschaft Carl SER & Co
(Gesellschafter: Klirschnermeister Eeinrich S und

der am @. @D 1940 geborene Carl Hans Jlirgen SCEP)
vertreten durch ihren Gesellschafter Kiirschnermeigster

Heinrich SCHEED.
2. des Klurschnermeisters Heinrich S—,

zu 1) und 2) in PP O @. GNINNEEED»> @& .

Beklagten, Berufungs- und PRevisionsklager.
~ ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. G -

gegen

den Wirtschaftsberater Dr. H.G. v StGlllD in T 0 8,
N - TG-S trale @, als Konkursverwalter iiber das Ver-
mogen der offenen Handelsgesellschaft FUlllP & Co, friiher

in /D 0@, "UINED B

Klager, Berufungs- und Revisionsbeklagten,.
- ProzeBbevollmidchtigter: Rechtsanwalt Dr. <D -

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die

miindliche Verhandlung vom 4. Marz 1955 unter Mitwirkung
des Senatsprasidenten Dr. Tasche und der Bundesrichter
Dr.v.Normann, Dr.Huckinghaus, Schuster und Dr.Piepenbrock

filr Recht crkannt:

Die Kevision der Beklagten gegen das Urteil des
8. Zivilsenats des Kammergerichts vom 30. November
1953 wird auf Kosten der Beklagten zuriickgewiesen.

Von Rechts wegen




s - Matthias Prinz

*Rechtsanwalt WWWw.prinz.law

\
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Tatbestand:

ShubaPyRg Wukbis J00puGAapn A0k SUpog. Akl 2000 Jympny. subitin

Der Klager ist Konkursverwalter iiber das Vermdogen der

offenen Handelsgesellschaft TP & Co. Das Konkursver-
iahren wurde am 7. Januar 1953 eroffnet. Die Gemeinschuld-

nerin war l.ieterin von Geschiaftsraumen im Hause B-

O G @ Durch Vertrag vom 1l4. Februar

1952 wurde von ihr der beklagten Firma ein Teil dieser
Geschdftsraume. und zwar in leerem Zustande, mit Wirkung
vom 1. April 1952 fir einen monatiich im voraus zu ent-
richtenden ldietzins von monatlich 700,- DH untervermietet.
In § 9 dieses Untermietvertrages war bestimmt:

"Kindbar ist der Vertrag und damit das Untermietver-
haltnis beilderseitig von gQuartal zu Quartal, jedoch

18t vereinbart worden, daB eine Kindigung zum L1.0k-

tober nicht ohne wichtigen Grund ausgesprochen wird.
Sobald dem Hauptmietvertrag der rirmau TP & Co.

langfristige Kindigungsiristen zugrunde gelegt wer-

den, wird sich die Pirma F¢JD & Co lber die Test-
legung neuer Kundigungsfristen mit der ¥Firma Carl

O & Co ins Benechmen setzen."

Am 30. Dezember 1952 kindigte die jetzige Gemein-
schuldnerin der beklagten Firma wegen der bevorstehenden
Liguidierung ihres Unternehmens den Untermietvertrag zum
31. Marz 1953, IIit Schreiben vom 31. Dezember 1952 wider-
sprach die beklagte Firma der Kindigung unter Hinweis auf
den ihr nach ihrer Meinung zustehenden Mieterschutz, Hach
der Eroffnung des Konkurses schrieb der Kléger unter dem
22. Januar 1953 an die beklagte Firma unter anderem:

"Tm ilibrigen weise ich darauf hin, dal die von der
Firma FEJJ® & Co ausgesprochene Kiindigung des
Untermietverhaltnisses zum 31, Mdrz zu meinem Be-
dauern voll aufrecht erhalten bleiben mull, zumal
aller Voraussicht nach zu diesem Zeitpunkt auch
die Rechte aus dem Hauptmietverhaltnis erlodschen."
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Die beklagte Firma schrieb darauf an den klagenden
Konkursverwalter am 14. Februar 1953:

"In der Konkurssache T & Co teile ich Ihnen auf

IThr Schreiben vom 22.1.1953% folgendes mit:

vwie ich festgestellt habe, sind Sie als Konkursverwal-
ter der Firma F P & Co im Begriff, einen neuen '
Hieter fiir das Ladenlokal zu finden. Sie wollen da-
bei von dem Liieter einen Abstand in HoOhe von 25.000,-
DI haben.

Dieser Abstand wird hdochstwahrscheinlich nicht als
solcher vereinbart, sondern als Preis fiur ubernomme-~ E
nes Inventar bezeichnet werden. Das andert aber nichisi
caran, daBl Mehrpreis wirtschaftlich und juristisch
als Abstand gewertet wird.

Die Vereinbarung eines Abstandes ist grundsidtzlich
rechtswidrig, well einem reinen Abstand keine Gegen-
leistung gegeniibersteht. In der llechtsprechung ist
jedoch entschieden, dafl ein "Abstand!" dann zulissig
ist, wenn als Gegenleistung vereinbart wird, dall der
neue llieter vor Ablauf des alten Lietvertrages in
den alten Liietvertrag eintritt. In dem alten lliet-
vertrag ist die Firma SEP & Co aber als Untermie-
ter einbegriffen. Wir wirden also mit Ulibernomuen
werden mussen.

kine Freigabe der R&aume kame nur dann in Frwiagung,
wenn wlr denjenigen Betrag der Abstandssumme erhiel-
ten. der auf die von uns untergemieteten Rdume ent-
fallt.

Die Porderung an anteilmassiger Beteiligung an der
Abstandssumme haben wir schon vor XKonkurseroffnung
an den Treuhénder der Firma TP & Co gestellt,
als der Treuhénder die Raume gegen Abstand an einen
ernsthaften Bewerber abgeben wollte. Wir haben mit
dieser lIorderung gegen unsere Liietschuld fiir Dezem-
ber 1952 aufgerechnet und tun dies weiterhin auch
gegen Sie als Konkursverwalter.

Iis kann von uns nidht verlangt werden, unsere lliet-
schulden zu bezahlen, andererseits aber wegen unse-
rer Forderung aus eben demselben hMietverh&dltnis ais
einfache KonkursglZubiger zu figurieren.

Selbstverstandlich uberweisen wir die rickstandige ﬁ
Miete, die wir - wie der Unterzeichnete versichert - BB
vorerst unangetastet zu unserer Verfugung haben, un-
verziiglich an Sie bzw. Herrn AGEIEEP, sobald fest-



steht. daB wir in den Rdumen verbleiben koOnnen,
ohne von uns aus einen Abstandsbeitrag an den
neuen liieter zahlen zu missen."

und an den Rechtsberater des Kldgers am 17. Mirz 1953:

"In der Konkurssache & Co teile ich Thnen
auf Thr Schreiben vom 9.3%.5% unter Bezugnahme auf
unser gestriges Telefongespréch vorsorglich nochmals
schriftlich folgendes mit:

Der Konkursverwalter kann gem. § 19 K0 das Hauptmiet-
verhaltnis unter Finhaltung der gesetzlichen Xindi-
gungsfrist kiindigen. Das ist nach § 565 BGB eine
XKundigung von Guartal zu Quartal.

Unter Bezugnahme auf § 9 des mit der Firma F
& Co abgeschlossenen lLiietvertrages (Untermietvertrag)
bestehe ich auf Finhaltung der Dreimonatsfrist bei
Aufkindigung des Hauptmietvertrages durch den Kon-
kursverwalter.

Die mir gegenlUber zum 31.3.53% ausgesprochene Kindi~
gung des Untermietverhidltnisses habe ich s.Zt. mit
dem Hinwels auf den mir zustehenden liieterschutz
zuruckgewlesen, Dieser Mieterschutz besteht, solange
das Hauptmietverhaltnis besteht.

Sollte Herr v.StEPp als LKonkursverwalter das Haupt-
mietverhadltnis vorzeitig beenden, melde ich bereits

heute Schadensersatzanspriiche an. Und zwar nach lafl-
gabe der §§ %25, 249 BGB.™

Am 24, Marz 1953 schloll der Hauptveruieter nach Ver-
handlungen mit dem Klager und einem in Aussicht genommenen
neuen lieter einen neuen liietvertrag iber die gesamten
Raume der Gemeinschuldnerin, einschlieBlich der an die IBe-
klagte zu 1) untervermieteten RAume, vom 1. April 1953 ab.
Nach diesem Vertrag itibernahm der neue Iieter die RMietriick-
stdnde der Gemeinschuldnerin in Hohe von 15.000,—~ DM. Der
Untermietvertrag der beklagten Firma wurde von dem neuen
. Mieter nicht mit Ubernommen. Die. beklagte Firma raumte
die ihr von der Gemeinschuldnerin untervermieteten Riume



o zam 31. L#rz 1953, Schon seit Dezember 1952 hatte sie den
w Untermietzins von monatlich 700,- DM nicht mehr geszahlt
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HW%;- [1it seiner Klage verlangte der Klager den fir die Ilo-
Vi nate Dezember 1952 bis Mirz 1953 riicksténdigen Untermiet-
?“ﬁt zins und beantragte,

I ﬁi ::: N :III ’

i .

Wﬂﬂﬂl die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen,
i an ihn 2.800,- DM nebst 4 % Zinsen selt dem 1. De-
e zember 1952 zu zahlen,

&ﬂﬁq

ﬂmﬁﬁ Die Beklagten beantragten,

hﬂ%ﬁ' die Klage abzuweisen.

g

it

W¢$’ Sie erhoben Gegenanspriiche, mit denen sie aufrechneten.

Sie behaunteten, sie hiitten die Raume innerhalb von einer
Wvoche rreimachen miissen, weifl das Hauptmietverhdltnis asuf-

Fﬁﬁ“ gelost worden und damit auch das Untermietverhédltnis erlo-
cy schen sei. Es sei ihnen weder moglich gewesen., einen Riu-
2ﬁﬁl nungsschluBverkauf vorzunehmen, noch die Kundschaft rechi-
Tﬁﬁﬁ; zeitig zu benschrichtigen. Sie hitten zur Zeit noch kein
fﬂjh neves Geschaftslokal. Dadurch entgtﬁnde ihnen ein erhebli-
;7 - cher Verlust. Konservierungsgeschéfte konnten sie liberhaupllg
?ﬁﬁj | nicht vornehmen. Ferner seil durch die von dem neuen llieter
=ﬁm%“ an den Haouswirt getdtigten Zahlungen die Konkursmasse ihnenl
ﬂiTL gegeniiber in Hohe von 5.000,- DM ungerechtfertigt berei- §
Lﬂu{ chert. Die Bereicherung der Konkursmasse betrage ein Drit- @
fﬁ%ﬁ' tel der Summe von 15.000,- DM, weil die an sie untervermie-
ﬁﬁ%ﬂi teten Riaume etwa ein Drittel der llietradaume der Gemein- _
:%ﬁﬁﬁ- schuldnerin ausmachten.
b
MH%;E Das Landgericht gab (durch Urteil vom 29, April 1953
! li!i::i;':. in Verbindung mit einem BerichtigungsbeschluB nach § 319 7?0

vom 15. lfai 1953) der Klage mit der MaBgabe statt, daB die




zahlung der Zinsen erst ab 1. Februar 1953 (sogenannter
mittlerer Termin) zu erfolgen habe. Es billigte den Beklag-
ten aufrechenbare Gegenforderungen weder aus Vertrag (Scha-
densersatz) noch aus ungerechtfertigter Bereicherung zu.
Die Schadensersatzanspriuche seien nicht substantiiert, beil
den Bereicherungsanspriuchen fehle eine Unmittelbarkeit

der Vermogensverschiebung zwischen den Parteiens aulerdem
sei die Konkursmasse nicht auf Kosten der Beklagten berei-

chert.

Gegen dieses Urteil legten die Beklagten Berufung ein.
Sie fochten das Urteil in vollem Umfange an und wiederhol-

ten ihr fritheres Vorbringen. Erganzend trugen sie vor, dal
es hinsichtlich der HOhe und der Art ihres Schadens nicht
der vom Landgericht vermiBten Substantiierung bediirfe; der
Schaden ergibe sich aus § 281 BGB. Sie beantragten daher.

unter Abanderung des angefochtenen Urteils die Klage
abzuweigen.

Der Kladger beantragte,

die Berufung der Beklagten zuriuckzuwelsen.

Auch er wiederholte im wesentlichen sein friheres Vor-
bringen aus der ersten Instanz.

In der mdndlichen Verhandlung vom 19. November 19%573
erklarten die Beklagten ausdrucklich; dall sie keine Gegen-
anspriiche wegen Schadensersatz aus Vertrag erheben wollten.
sondern nur einen Anspruch aus § 281 BGB geltend machten.
Die Berufung der beiden Beklagten wurde zuruckgewiesen.

ilit der (vom Berufungsgericht zugelassenen) Revision
beantragen die Beklagten: '



a) unter Aufhebung des Berufungsurteils das Urteil
des Landgerichts auf ihre Berufung abzuédndern
und die Klage abzuweisen;

b) hilfsweise, den Rechtsstreit zur anderweiten Ver-
handlung und Entscheidung an das Berufungsgericht
zurickzuverweisen,

zerigt ist, daB das Berufungsurteil die Vorschriften des
materiellen Rechts verletze, von denen die §{§ 281, 817 BGB
sowie § 1 der Verordnung vom 24. November 1936 (RGBl I

S 955) in Verbindung mit dem RunderlaB des Preiskommissars
Nx 184/37 (vom 12. Dezember 1937) ausdriicklich erwdhnt
sind. Der Revisionsbeklagte beantragt, die rfevision zu-

rickzuweisen.

In der Revisionsverhandlung ist mit den Parteien die
Frage erortert worden. ob auller einem konkursrechtlichen
Entschiddigungsanspruch (§ 26 XKO) iiberhaupt ein Anspruch
aus § 281 BGB fiir die Beklagte gegeben sein kdnne,

Entscheidungsgrinde

Aupye Jan k) W . S il ., F o 'y T )

1. Das Berufungsurteil berunt auf folgenden Erwagungen.

Die Berufung sei nicht gerechtfertigto#Die auf § 5%5
Satz 2 BGB gestiitzte Klage sei schliissig und auch begriin-
det. Die Beklagten seien unstreitig mit dem durch die Xla-
ge geforderten Untermietzins im Riickstand. Ihnen stiinden
auch keine Gegenanspriche zu, mit denen sie aufrechnen

konnten.

Nachdem die Beklagten in der mindlichen Verhandlung




vom 19. November 1953 ausdrucklich erklart hatten, daf

sie keine Schadensersatzforderungen aus Vertrag geltend
machten, ware nur zu prufen gewesen, ob ihnen inspriiche
aus § 281 BGB zuzubilligen seien, die wahlweise neben
ochadensersatzforderungen aus Vertrag erhoben werden konn-
ten. Grunds&tzlich folge das Berufungsgericht der Ansicht,
dal § 281 BGB z2uch bei Anspriichen aus Gebrauchsgewdhrung

Anwendung finde,

Die Beklagten hdtten, da sie die von ihnen gemieteten
leeren Riume mit eigenen FEinrichtungsgegenstanden ausge-
stattet hatten, gemdB § 24 MSchG Mieterschutz genossen,
d.hh., der Konkursverwalter hédtte das zu Gunsten der Firma
S-& Co (der Beklagten zu 1) bestehende Untermietver-
haltnis gegen deren Villen nur dﬁrch ein lietaufhebungsur-
teil rechtswirksam 16sen konnen (§ 1 MSchG). Dies sei nicht
geschehen. Die Kindigungsvereinbharungen im llietvertrag vom
14. Februar 1952 und die Kiindigungen vom 30. Dezember 1957
und 22. Januar 1953% seien auf Grund des ILlieterschutzes
rechtlich unerheblich, Durch die Vereinbarung vom 24. Lirz
1953 zwischen Kliger, Hauswirt und Nechmieter sei dem Kl&d-
ger, der gem8B § 21 KO an den Untermietvertrag gebunden war
‘und wegen des Llieterschutzes das Untermietverhiltnis nicht
durch einseitige ErklZrungen gegeniiber den Beklagten 10sen
konnte, ab l. April 1953 die Erfiillung des Vertrasges vom
14. Februar 1952 unmoglich geworden. Der Kléager habe nun
durch die Vereinbarung vom 24. liErz 1953% einen Vermogens-
vorteil in HOhe von 13%.000.- oder 15.000,—- DM erlangt,
und zwar fur seine Verpflichtung, ab 1. April 1953 seine
Rdume einschlieBlich derjenigen, die an die beklagte Firma
untervermietet waren, dem Nachmieter zu Uberlassen. Er
habe also 1n Folge eines Umstandes, der es ihm unmoglich
semacht habe; der beklagten Firma die an sie untervermie-



teten Raume iiber den 1. April 1953 gzu iberlassen, einen
Ersatz erlangt. Da die Beklagten als Gldubiger aus dem
auch nach dem 1. April 1953 noch bestehenden Untermiet-
vertrag den Besitz an den gemieteten Riumen vom Kldger
fordern kOnnten, konnten sie gemdB § 281 BGB auch verlan-
gen, an dem dem klager zugekommenen Lrsatz von 13.000,- DI
bzw. 15.000,- DI entsprechend beteiligt zu werden (vgl
dazu Palandt, Komm zum BGB 11.Aufl, Anm 1d zu § 281),

wenn es sich bei der Ersatzerlangung um einen. rechtswirk-
samen Ersatz oder Ersatzanspruch handeln wiirde. Dies sel
zu verneinen. Der Klager habe dle brsatzleistung, wie er
selbst ausgefiihrt habe, dafiir erhalten, dal er dem Nach-
mieter an den bisherigen Geschaftsraumen der Gemeinschuld-
nerin das Hauptmietrecht verschaffte. Die Zahlung sei also
von dem lachmieter als sogenanntes Abstandsgeld entrichtet
worden. Das sel jedoch., weil es nichts anderes als eine
mittelbare liietzinserhShung darstellte. nach den geltenden
Preisvorschriften unzulasclig gewesen. Zwar werde die An-
sicht vertreten, daBl seit der Preisfreigabeanordnung vom
14. April 1950 (VOBl fiir GroB-Berlin I/13%5) die Vereinba-
rung der zZahlung von Abstandsgeldern zwischen einem welichen-g
den und einem neuen Mieter zuldssig sei., Aber § 2 der '
Preisfreigabeanordnung bestimme ausdriicklich, dal die bei
Inkrafttreten der Anordnung geltenden Preisvorschriften
Wfir nachstehend aufgefihrftfe Glter und Leistungen der ge-
vierblichen Wirtschaft inl&dndischer Erzeugung" weiterhin
anzuwenden seien, und filihre untef Ziffer 11 "Grundsticke
sowie die Vermietung und Verpachtung von Grundsticken und
Raumen jeder Art" an. ks seli nun keine Veranlassung ge-
ceben, das auf Ziffer 1 des fortgeltenden Runderlasses
des Reichskommissars fur die Preisbilaung Nr 184/37 beru-
hende Verbot der mittelbaren Mietzinserhdhung in Gestalt

von Vereinbarungen uber Zahlungen von Abstandsgeldern zwi-
schen zwel NMietern als durch die Prelsfreigabeanordnung




posass

“aufgehoben anzusehen. In diesem Zusammenhang sei auch zu
Lemerken. daBl die Verordnung iiber llaBnahmen auf dem Gebiet
des Ilietpreisrechtes vom 8. Juni 1953 (GuVBL 386), deren

§ 14 eine Reihe von Ziffern des erwdhnten Runderlasses
184/%7, zum Teil nur satzweise, aufhebe, die Ziffer 1

nicht erwdhne. Das Berufungsgericht folge deshalb, wie
schon in seiner Entscheidung 8 U 1148.53% vom 26. QOktober
1953, der auch vom Lendgericht Lineburg (LDR 195%/98),

dem Oberlandesgericht Celle (NJW 53/1392), von Cranz (HuV
53/%349) und von R6telmann (NJV 53/864 und MDR 53/580) ver-
tretenen Ansicht, dalB durch die Preisfreigabeanordnung kei-
ne Anderung der Rechtslage hinsichtlich der Zuldssigkeit
der Vereinbarung von Abstandsgeldern eingetreten sei. Der
auf die Zahlung des Abstandsgeldes gerichtete Teil der Ver-
einbarung vom 24. Midrz 1953 sei daher hinsichtlich des Ab-
standsgeldes wegen Verstosses gegen die Preisbildungsvor-
schriften nach § 134 BGB nichtig. Dabei konne dahinge-
stellt bleiben, ob dadurch etwa die gesamte Vereinbarung
vom 24. Marz 1953 nichtig geworden sei (§ 139 bGB), da dies
filr die hier zu treffende Entscheidung ohne Bedeutung secil.
llangels eines rechtswirksam erlangten Ersatzes oder Ersatz-
anspruchs im Sinne des § 281 BGB fehle dem Aufrechnungs-
einwand der Beklagten die rechtliche Grundlage. Is gehe
nicht an, die Beklagten an einer Zahlung teilnehmen zu las-
sen, die auf Grund eines nichtigen Rechtsgeschédftes erfolgt
seis denn das wiurde eine mittelbare Anerkennung des uner-
laubten Geschdftes bedeuten. Den Beklagten stiinden somit
keine Gegenanspriiche nach § 28l BGB zu. Eines Eingehens
auf die Frage, ob hier durch Sondervorschriften der Konkurs-
ordnung das Recht zur Aufrechnung unter Umsténden einge-
schrankt sei, bediirfe es daher nicht mehr,

Sonstige Anspriiche. sel es aus ungerecatfertigter Be-



ﬁﬁﬂ; gegenstehen sollten. Fur Schadensersatzanspruche aus uner-
{1 laubter Hendlung ergebe sich kein Anhaltspunkt aus dem
ﬁﬂﬁf Sachverhalt. Aullerdem wiirde es flir solche Schadensersatz-

- 11 -

he reicherung (§§ 812 ff BGB, § 59 Z 3 X0O), sei es aus uner-

Iﬁhh laubter Handlung, die fur eine Aufrechnung gegen den Klagehf
TR anspruch geeignet wdren, seien im vorliegenden Fall nicht
b gegeben. Anspriiche aus ungerechtfertigter Bereicherung

Ay stinden den Beklagten nicht zu, da es an einer Vermogens-
ﬂyﬁl verschiebung zwischen den Parteien Uberhaupt fehle; denn

i die Konkursmasse habe nichts auf Kosten der Beklagten er-
A langt, auch wenn einem Rickforderungsanspruch des Leisten-
den die Vorschriften des § 814 oder § 817 Satz 2 BGB ent-

iﬁWf- anspriuche aus unerlaubter Hendlung an der Substantilerung
I.I"" "l fehlen,

Lo ITI. Die Ausfihrungen der Eevision haben folgenden Inhalt,

. 1. Es sei zu Lecht anzunehmen, dal cdie am 24. Marz

e 195% zwischen Haouseigentiimer, Hauptmieter (Konkursverwal-
. ter der Fa. M & Co) und Nachmieter des Hauptmieters
ﬂﬂ?' getroffene Vereinbarung Uber eine vom Nachmieter zu lei-
,ﬁw“' : stende Abstandszahlung flur die bislang. - = - = - - -

gf.l. an die Fa. 'P & Co vermieteten NEume und die Leistung
W der Abstandszahlung zulasslg gewesen sei; daher koOnne die
%ﬁ. beklagte Firma die auf Grund dieser Vereinba*ung von der durch
Hﬂ: neue lLlleterin an die Konkursmasse oder zu Gunsten der fon- @
“Wi kursmasse an den Hauseigentumer gelelstetenzZahlung gemidl l
“hﬁV y 281 Abs 1 BGB Herausgabe eines entsprechenden Anteils an
dieser Abstandszahlung von dem Konkursverwalter der Fa.
FP» & Co beanspruchen und mit diesem Anspruch gegen

i die Klageforderung aufrechnen,

Entgegen der lleinung des Berufungsurteils sei die
Auffassung abzulehnen. die am 24. harz 1953 getroffene Ver-




einbarung sei nach dem RunderlaB 184/3%7 vom 12. Dezember
1937 des Reichskommissars fir die Preisbildung éﬁbgedruckt
bei Haas, Preisrecht fiir lNieten, 1./2. Aufl S 66 ff/ in
yerbindung mit der sogenannten Preisstopverordnung verboten
und folgeweise nach § 134 BGB nichtig gewesen. Die Preis-
stopV0 verbiete zwar Preiserhohungen flur Guter und Lei-
stungen jeder Art. Die Aufgabe von Raumen durch den biche-
rigen IHieter sei aber keine "ILeistung" im Sinne der Preis-
stopV0. Soweit der oben erwidhnte RunderlaBl 184/37 von

12. Dezembexr 19%7 auch Vereinbarungen zwischen altem und
neuem Mieter verbiete, Uberschreite er den durch die Preis-
stopV0 gezogenen Rahmen und sei daher unwirksam (vgl
Roquette, NJW 1952 § 1097).

2. wenn man abexr mit dem Berufungsurteil die Verein-
ozrung vom 24, Marz 1953 fiir nichtig halte und dem neuen ie-
ter nur nach § 817 Satz 2 BGB die Riickforderung der gezahl-
ten Abstandssumme deshalb versage, well auch er gegen ein
czesetzliches Verbot verstollen habe, musse gleichwohl zu
Gunsten der beklagten Pirma die Bestimmung des § 281 Abs 1
BGB eingreifen. Der Klager kOnne sich zwar im Verhdltnis
zu dem neuen Mieter nach § 817 Satz 2 BGB darauf berufen,
dafl er die ihm zugeflossene "Abstandssumme béhalten durfe.
inders stehe es dagegen nach § 281 Abs 1 BGB im Verhédltnis
zum Untermieter (Fa. Friedel & Co); mit gutem Grunde hitten
Rechtsprechung und Schrifttum im Gesetz keinen ausreichen-
den Anhalt dafiir gefunden, dem Gldubiger den Zugriff suf
das vom Schuldner erlangte Entgelt um deswillen zu verweh-
ren. well es der Schuldner mittels eines rechtlich mifbil-
ligten Geschédfts erlangt habe (RGZ 105, 84/91; Haselhoff.
NJW 1948, 286/289; Palandt, Anm 2b zu § 281).

ITIT. Zutreffend geht das Berufungsgericht dsvon aus.
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dafl der llietvertrag vom 14. Februar 19852 durch die Kindi-
gung der Gemeinschuldnerin vom 30. Dezember 1952 wie auch
durch des diese Kiindigung aufrecht erhaltende Schreiben
des Klidgers vom 22. Januar 1853 zum 31. Marz 1953 nicht
zur Auflosung gebracht werden konnte, weil die Beklagte
als Untermieterin Mieterschutz genoB (§ 24 NSchG) und da-
her das Untermietverhdltnis gegen ihren Willen nur durch
ein Mietaufhebungsurteil (§ 1 liSchG) aufgehoben werden
konnte, Auf Grund der besonderen Vorschriften der Konkurs-
ordnung konnte der Klidgzer nur das Obermietverh&@ltnis durch
RKiindigung gegenibver dem Vefmieter—Eigentﬁmer zur Aufhebunpg
bringen (§ 19 X0), gegeniiber der Beklagten blieb er jedoch
nach § 21 X0 an den Mietvertrag gebunden. Zutreffend hat
aber das Reichsgericht (RGZ 67, 372 /376/7/) dargelegt.
dafi, weil hel Konkurs des Vermieter-Eigentimers der Kon-
gursverwalter durch eine freiwillige VerduBerung des lliet-
grundsticks das 1lietverhdltnis vorgzeitig auf Grund von

¢ 21 Abs 3 KO entsprechend den Vorschriften lber die
Jwengsversteigerung zur Aufhebung bringen kOnne, auch dem
Konlkursverwalter beli Konkurs des Zwischenmieters mit Bezug
auf ein von diesem abgeschlossenes nietverh@ltnis in glei-
cher Veise die LI0glichlkeit zu einer vorzeitigen. IOsung des-
selben offenstehén miisse, die durch eine Xindigung auf
Grund von § 19 KO gegeniiber dem Vermieter-Eigentiimer,

aber auch durch eine Vereinbarung zwischen Konkursverwal-
ter und Vermieter-FEigentiimer herbeigefiihrt werden konne.
und daBl aus einer vom Zwischenmieter in dieser Weise her-
beigefihrten, dem Untermieter gegeniiber nach § 556 Abs 3
BGB wirkenden vorzeltigen Aufldsung des Untermietverhilt-
nisses dem Untermieter auf Grund der allgemeinen Vorschrif-
ten des burgerlichen Fechts ein Schadensersatzanspruch er-
wachst. Diese Auffassung des Reichsgerichts hat durchweg




Zustimmung gefunden (Jaeger, Konkursordnung, 6./7. Aufl

¢ 21 Anm 3; llentzel, Konkursordnung, 5. Aufl § 26 Anm 1),
Ein solcher Schadensersatzanspruch istp wenn auch nur mit-
telbar (nédmlich durch eine Hazndlung des Konkursverwalters
und nicht unmittelbar durch die Konkurserdffnung), im
Sinne des § 26 KO infolge der Konkurseroffnung entstanden
(Jaeger aa0 § 26 Anm 12; Mentzel § 26 Anm 1, 11 u 12).

Steht hiernach aber der beklagten Firma wegen der
Nichterfiullung des Hietvertrages vom 14. Februar 1952 ein
Entschiddigungsanspruch zu, 50 kann er nach der ausdriick-
lichen Bestimmung des § 26 Satz 2 X0 nur als einfache Xon-
kursforderung géltend gemacht werden, weil, wie nicht naher
dargelegt zu werden braucht, ein Anspruch auf abgesonderte
Befriedigung (§§ 47 bis 52 KQ) nicht gegeben ist. 0b und
inwieweit die Beklagten durch Aufrechnung mit einer der
beklagten T'irma zustenenden Entschiddigungsforderung den
ilietzinsanspruch des XKlagers zum ©rldoschen bringen konnten,
ist hier nicht zu priifen., da die Beklagten ausdriicklich er-
klirt haben, dafl sie keine GSchadensersatzforderung aus ver-
trag geltend machen und daher auch nicht wit einer solchen
bisher aufgerechnet haben; es kann auch dahingestellt blei-
ben, ob und inwiewelt die nach allgemeiner Meinung nicht
als Masseschuld anzuerkennende Entschiadigungsforderung
der beklagten Firma (Jaeger aa0 § 26 Anm 19; llentzel aal
§ 26 Lnm 11) gegenliber dem eingeklagten Mietzinsanspruch
Uberhaupt zur Aufrechnung gestellt werden konnte (Jaeger
aaQ; lentzel aa0 Anm 14). Denn auch wenn die beklagte Firma
mit ihrem Intschadigungsanspruch nur als einfache Xonkurs-
glaubigerin beriicksichtigt werden kann, besteht kein Anlal,
iber die ausdriickliche gesetzliche Regelung des § 26 KO
hinaus 1hr noch einen Anspruch aus § 281 BGB zu geben. bs |
fehlt an jedem inneren Rechtfertigungsgrund, sie schlecht-
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hin, ohne Riicksicht darauf, ob sie iUiberhaupt durch die %or-
zeitige Aufhebung des lLiietverhaltnisses einen Schaden er-
litten hat. an Vorteilen teilnehmen zu lassen, die der
Klager als Konkursverwalter durch geschickte Vereinbarun-
cgen fiir die Konkursmasse erreicht hat und die daher auch
nach dem Zweck des Konkursverfahrens zur Befriedigung der
Gldubiger entsprechend den Vorschriften der Konkursordnung
Verwendung finden miissen, nicht aber einem einzelhen Glau-
biger zugute kommen diirfen. AuBer einem Entschiddigungsan-
spruch als Konkursglsubigerin kann der Beklagtén daher ein

Anspruch aus § 281 BGB nicht zuerkannt werden.

Anspriiche aus ungerechtferti¢ter Bereicherung, mit
denen die Beklagten gegen die Konkursmasse aufrechnen konn-
ten (§ 59 Nr 3 KO), hat das Berufungsgericht der beklagten
Firma ebenfalls mit Recht versagt. Denn durch die Zahlung
der Abstandssumme hatte sich nur im Verhiltnis der Konkurs-
masse zum neuen Llieter (Nachmieter) eine unmittelbare Ver-
mogensverschiebung vollzogen, nicht aber zugleich im Ver-
h&ltnis zwischen Nachmieter und der beklagten Firma. Auch
fiir einen Anspruch der beklagiten Firma gegen den klagenden
Konkursverwalter aus unerlaubter Handlung, mit dem als
llasseforderung (§ 59 KO) gegen die Klagforderung aufgerech-
net werden konnte, ergibt, wie das Berufungsgericht zutref-
Tfend ausspricht. der vachverhalt nichts, Ins&%eit erhebt
die Revision euch keine Riigen. |

Auf die weiteren rechtlichen Erwagungen des Berufungs-
gerichts und die sich dagegen richtenden Rligen der Revi-
sion, mit denen diese auf der Crundlage des §I281 BGB eine
Beteiligung der Beklagten an dem Abstandsgeld zu begriinden |
versucht, braucht nicht mehr eingegangen zu werden, da ihnen




im Konkursverfahren der Gemeinschuldnerin, wie bhereits dar-
gelegt, die Vorschrift des § 281l BGB nicht zur Seite steht.

Die Fevision der Beklagten war hiernach ails unbegrin-
det auf Kosten der Beklagten (§ 97 ZPQ) zuriickzuweisen.

Dr. Tasche Dr. v. Normann Dr. Huckinghaus

ochuster Dr. Piepenbrock
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	zurückzuverweisen.

	Gerügt ist; daß das Berufungsurteil die Vorschriften des

	materiell

	sowie § 1 der Verordnung vom 24» November 1936 (RGBl I

	rückzuweisen.

	In der Revisionsverhandlung ist mit den Parteien die Präge erörtert worden, ob außer einem konkursrechtlichen

	Entschädigungsanspruch

	26 KO) überhaupt ein Anspruch

	aus

	281 BGB für die Beklagte gegeben sein könne

	Entscheidungsgründe

	I

	Das Berufungsurteil beruht auf folgenden Erwägungen

	Die Berufung sei nicht gerechtfertigt. Die auf

	535

	Satz

	det

	2 BGB gestützte Klage sei schlüssig und auch begrün

	Di

	Kla

	ge geforderten Untermietzins im Rückstand, Ihnen stünden auch keine Gegenansprüche zu, mit denen sie aufrechnen

	könnten.

	Nachdem die Beklagten in der mündlichen Verhandlung
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